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 Der Sicherheitsrat, 

 unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen und die Erklärungen seiner Präsident-

schaft betreffend die Demokratische Republik Kongo, insbesondere seine Resolutio-

nen 2424 (2018), 2409 (2018) und 2389 (2017), und frühere Resolutionen betreffend das 

Mandat der MONUSCO und das mit den Resolutionen 1493 (2003) und 1807 (2008) einge-

richtete Sanktionsregime, 

 in Bekräftigung der Grundprinzipien der Friedenssicherung, darunter die Zustimmung 

der Parteien, die Unparteilichkeit und die Nichtanwendung von Gewalt außer zur Selbstver-

teidigung und zur Verteidigung des Mandats, sowie feststellend, dass das Mandat jeder Frie-

denssicherungsmission auf die Bedürfnisse und die Situation des jeweiligen Landes zuge-

schnitten ist, 

 in Bekräftigung seines nachdrücklichen Bekenntnisses zur Souveränität, Unabhängig-

keit, Einheit und territorialen Unversehrtheit der Demokratischen Republik Kongo sowie 

aller Staaten in der Region und unter Betonung der Notwendigkeit, die Grundsätze der 

Nichteinmischung, der guten Nachbarschaft und der regionalen Zusammenarbeit uneinge-

schränkt zu achten, 

 unter Begrüßung der friedlichen Durchführung der Präsidentschafts-, landesweiten 

und Provinzwahlen in der Demokratischen Republik Kongo, mit Lob an die Millionen von 

Kongolesinnen und Kongolesen, die trotz der technischen, logistischen und sicherheitsbe-

zogenen Probleme und des Beschlusses, die Abstimmung in bestimmten Teilen des Landes 

aus besonderen Gesundheits- und Sicherheitsgründen auszusetzen, mit Ruhe und Entschlos-

senheit zur Wahl gingen, was zum ersten friedlichen Machtübergang zwischen Staatsober-

häuptern in der Demokratischen Republik Kongo führte, und es begrüßend, dass sich dieje-

nigen, die die Wahlergebnisse anzufechten suchten, rechtlicher Mechanismen bedienten, 

 betonend, wie entscheidend wichtig der vollständige Abschluss des laufenden Wahl-

zyklus, einschließlich der noch ausstehenden Nachwahlen zur Legislative, und friedliche, 

transparente, alle Seiten einschließende und glaubhafte Kommunalwahlen im Einklang mit 

der Verfassung und dem Wahlgesetz sind, mit der Aufforderung an alle Parteien, jede Art 

von Gewalt weiter zurückzuweisen, in ihrem Handeln und in ihren Äußerungen größte Zu-

rückhaltung zu üben, Provokationen wie Gewalt und Gewaltrhetorik zu unterlassen, um die 

Situation nicht weiter anzuheizen, und ihre Differenzen auf friedlichem Weg beizulegen, 
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eingedenk des Vorbilds, das das „Umfassende und alle Seiten einschließende politische Ab-

kommen“ vom 31. Dezember 2016 in dieser Hinsicht gibt, 

 unter Hinweis darauf, dass die Regierung der Demokratischen Republik Kongo die 

Hauptverantwortung dafür trägt, die in ihrem Hoheitsgebiet befindlichen und ihrer Hoheits-

gewalt unterstehenden Zivilpersonen zu schützen, einschließlich vor Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit und Kriegsverbrechen, 

 es begrüßend, dass Präsident Tshisekedi erste Maßnahmen getroffen hat, um die Ein-

schränkungen des politischen Handlungsspielraums in der Demokratischen Republik 

Kongo, insbesondere die willkürliche Festnahme und Inhaftierung von Angehörigen der po-

litischen Opposition und der Zivilgesellschaft, ebenso zu beenden wie die Einschränkungen 

der Grundfreiheiten wie der Meinungsfreiheit, des Rechts auf freie Meinungsäußerung, der 

Pressefreiheit und des Rechts, sich friedlich zu versammeln, und weitere Maßnahmen zur 

raschen Erreichung dieses Ziels befürwortend, 

 feststellend, dass die Demokratische Republik Kongo nach wie vor unter immer wie-

derkehrenden und sich wandelnden Zyklen des Konflikts und anhaltender Gewalt durch be-

waffnete Gruppen leidet, mit dem Ausdruck seiner besonderen Besorgnis angesichts der Be-

richte über die Gewalt zwischen Bevölkerungsgruppen und durch Milizen in Gebieten der 

Demokratischen Republik Kongo, sowie über die weitere Präsenz ausländischer bewaffneter 

Gruppen, gleichzeitig begrüßend, dass sich einige bewaffnete Gruppen bereiterklärt haben, 

ihre Waffen niederzulegen, und in dieser Hinsicht mit der Aufforderung an die Regierung 

der Demokratischen Republik Kongo und ihre Partner, dringend ausreichende und rasche 

Unterstützung bei der Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung ehemaliger 

Kombattanten bereitzustellen, und mit der Aufforderung an alle Parteien, geeignete Maß-

nahmen zum Schutz von Zivilpersonen sowie zum Schutz und zur Achtung der Räumlich-

keiten, des Eigentums und des Personals der Vereinten Nationen und diplomatischer und 

ausländischer Stellen in der Demokratischen Republik Kongo zu treffen, 

 mit dem erneuten Ausdruck seiner tiefen Besorgnis über die Sicherheits- und humani-

täre Krise in der Demokratischen Republik Kongo, die durch die destabilisierenden Aktivi-

täten in- und ausländischer bewaffneter Gruppen verschärft wird, hervorhebend, wie wichtig 

es ist, gegen die von bewaffneten Gruppen in der Demokratischen Republik Kongo ausge-

hende Bedrohung vorzugehen, und anerkennend, wie wichtig die Anstrengungen sind, die 

die Streitkräfte der Demokratischen Republik Kongo und die Stabilisierungsmission der Or-

ganisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen Republik Kongo (MONUSCO) 

unternehmen, so auch durch die Durchführung gemeinsamer Einsätze im Einklang mit ih-

rem Mandat und den Richtlinien für menschenrechtliche Sorgfaltspflicht bei der Unterstüt-

zung der Vereinten Nationen für nicht zu den Vereinten Nationen gehörende Sicherheits-

kräfte, 

 weiter zutiefst besorgt über das anhaltend hohe Ausmaß der Gewalt, der Menschen-

rechtsverletzungen und -übergriffe und der Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht in 

Teilen des Landes, unter Verurteilung insbesondere der gezielten Angriffe auf Zivilperso-

nen, der weit verbreiteten sexuellen und geschlechtsspezifischen Gewalt, der Einziehung 

und des Einsatzes von Kindern durch bewaffnete Gruppen und Milizen, der Vertreibung 

zahlreicher Zivilpersonen, der außergerichtlichen Hinrichtungen und der willkürlichen Fest-

nahmen, in der Erkenntnis, welche schädlichen Auswirkungen dies auf die Stabilisierungs-, 

Wiederaufbau- und Entwicklungsbemühungen in der Demokratischen Republik Kongo hat, 

betonend, dass alle Gewalthandlungen untersucht und diejenigen, die für solche Rechtsver-

letzungen und Übergriffe verantwortlich sind, rasch vor Gericht gestellt und zur Rechen-

schaft gezogen werden müssen, und mit der Aufforderung an die Regierung der Demokrati-

schen Republik Kongo, dem Gemeinsamen Menschenrechtsbüro in der Demokratischen Re-

publik Kongo im Einklang mit früheren Vereinbarungen den vollen und ungehinderten 
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Zugang zu allen Hafteinrichtungen, Krankenhäusern, Leichenhäusern und allen anderen 

Räumlichkeiten zu erleichtern, der für die Dokumentierung von Menschenrechtsverletzun-

gen erforderlich ist, falls anwendbar, 

 betonend, dass die Regierung der Demokratischen Republik Kongo die Menschen-

rechte achten und die unverhältnismäßige Anwendung von Gewalt unterlassen muss, und 

unter Begrüßung der diesbezüglichen Zusagen und Maßnahmen von Präsident Tshisekedi 

sowie seiner Zusage, die Straflosigkeit in allen Bereichen zu bekämpfen, jedoch nach wie 

vor tief besorgt über Berichte über schwere Menschenrechtsverletzungen und -übergriffe 

und Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht, die von einigen Angehörigen der Streit-

kräfte der Demokratischen Republik Kongo, des Nationalen Nachrichtendiensts, der Repub-

likanischen Garde und der Kongolesischen Nationalpolizei 2018 begangen wurden, 

 erneut seine Besorgnis darüber bekundend, dass bei den Ermittlungen und Strafver-

folgungen gegen diejenigen, die während des Wahlprozesses von 2011, im Januar 2015, im 

September und Dezember 2016, im Dezember 2017 und im Januar, Februar und Dezember 

2018 Menschenrechtsverletzungen und -übergriffe begangen haben sollen, keine Fort-

schritte erzielt wurden, und mit der Forderung nach weiteren Anstrengungen, die Verant-

wortlichen zur Rechenschaft zu ziehen und die Straflosigkeit zu bekämpfen, 

 daran erinnernd, wie wichtig es ist, in allen Dienstgraden der Streitkräfte der Demo-

kratischen Republik Kongo und der Kongolesischen Nationalpolizei die Straflosigkeit zu 

bekämpfen, mit Lob an die Behörden der Demokratischen Republik Kongo für die straf-

rechtliche Verfolgung und Verurteilung von Angehörigen der Streitkräfte der Demokrati-

schen Republik Kongo und der Kongolesischen Nationalpolizei wegen Verbrechen gegen 

die Menschlichkeit, die Behörden zu weiteren Maßnahmen ermutigend und betonend, dass 

die Regierung der Demokratischen Republik Kongo auch weiterhin eine höhere Professio-

nalität ihrer Sicherheitskräfte gewährleisten muss, einschließlich der Schulung des Sicher-

heitspersonals und des Aufbaus seiner Kapazitäten zur vollen Achtung des innerstaatlichen 

Rechts und der internationalen Menschenrechtsnormen sowie des humanitären Völker-

rechts, 

 erneut erklärend, dass das Rahmenabkommen über Frieden, Sicherheit und Zusam-

menarbeit für die Demokratische Republik Kongo und die Region („Rahmenabkommen“) 

auch weiterhin ein unverzichtbarer Mechanismus zur Herbeiführung dauerhaften Friedens 

und dauerhafter Stabilität in der Demokratischen Republik Kongo und der Region ist, unter 

Hinweis auf die strategische Bedeutung seiner Durchführung und mit der erneuten Auffor-

derung an alle Unterzeichner, ihre jeweiligen Verpflichtungen nach diesem Abkommen um-

gehend, vollständig und nach Treu und Glauben zu erfüllen, um die tieferen Konfliktursa-

chen anzugehen und den wiederkehrenden Zyklen der Gewalt ein Ende zu setzen und eine 

dauerhafte Entwicklung der Region zu fördern, 

 unter Hinweis darauf, dass er bereit ist, zielgerichtete Sanktionen nach Ziffer 7 d) 

und e) seiner Resolution 2293 (2016) zu verhängen, unter anderem in Bezug auf Menschen-

rechtsverletzungen oder -übergriffe oder Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht, 

 unter Hinweis auf die anhaltende Zusammenarbeit der Regierung der Demokratischen 

Republik Kongo mit dem Internationalen Strafgerichtshof im Anschluss an die von dem 

Ankläger des Internationalen Strafgerichtshofs im Juni 2004 getroffene Entscheidung, ent-

sprechend dem Ersuchen der Regierung der Demokratischen Republik Kongo Ermittlungen 

wegen der seit 2002 im Kontext des bewaffneten Konflikts in der Demokratischen Republik 

Kongo mutmaßlich begangenen Verbrechen aufzunehmen, und betonend, wie wichtig es ist, 

sich aktiv zu bemühen, diejenigen, die für Völkermord, Kriegsverbrechen und Verbrechen 

gegen die Menschlichkeit in dem Land verantwortlich sind, zur Rechenschaft zu ziehen, 
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 zur Fortsetzung der Anstrengungen ermutigend, die der Generalsekretär der Vereinten 

Nationen, die Afrikanische Union, die Internationale Konferenz über die Region der Großen 

Seen und die Entwicklungsgemeinschaft des südlichen Afrika unternehmen, um den Frieden 

und die Sicherheit in der Demokratischen Republik Kongo wiederherzustellen, der Regie-

rung der Demokratischen Republik Kongo nahelegend, eine fortlaufende enge Zusammen-

arbeit mit diesen und anderen internationalen Parteien zu gewährleisten, und in Anerkennung 

der Anstrengungen der Regierung der Demokratischen Republik Kongo zur Herbeiführung 

von Frieden und Entwicklung in dem Land, 

 in Bekräftigung der wichtigen Rolle der Frauen und jungen Menschen bei der Verhü-

tung und Beilegung von Konflikten und bei der Friedenskonsolidierung und betonend, wie 

bedeutsam ihre volle, gleichgestellte und wirksame Mitwirkung an allen Anstrengungen zur 

Wahrung und Förderung des Friedens und der Sicherheit in der Demokratischen Republik 

Kongo ist, 

 mit dem Ausdruck seiner Besorgnis darüber, dass bewaffnete Gruppen und die sie un-

terstützenden kriminellen Netzwerke sowie andere Akteure natürliche Ressourcen, insbe-

sondere Holz, sogenannte „Konfliktminerale“, insbesondere Gold, sowie Holzkohle und 

wildlebende Tiere und Pflanzen illegal ausbeuten und unerlaubten Handel damit treiben, 

sowie über die negativen Auswirkungen bewaffneten Konflikts auf Naturschutzgebiete, 

wodurch ein dauerhafter Frieden und eine anhaltende Entwicklung in der Demokratischen 

Republik Kongo untergraben werden, der Regierung der Demokratischen Republik Kongo 

nahelegend, die Anstrengungen zur Sicherung dieser Gebiete zu verstärken, und ferner den 

Mitgliedstaaten der Internationalen Konferenz über die Region der Großen Seen und den 

regionalen Wirtschaftsgemeinschaften nahelegend, ihre Zusammenarbeit bei der Bekämp-

fung der illegalen Ausbeutung der natürlichen Ressourcen und des unerlaubten Handels da-

mit weiter zu verstärken, unter anderem über die Sorgfaltsmaßnahmen zur Förderung ver-

antwortungsvoller Lieferketten für Minerale, 

 mit dem Ausdruck großer Besorgnis über die humanitäre Lage, aufgrund deren min-

destens 12,8 Millionen Kongolesinnen und Kongolesen humanitäre Hilfe benötigen, ferner 

mit dem Ausdruck seiner tiefen Besorgnis über die wachsende Zahl an Binnenvertriebenen 

in der Demokratischen Republik Kongo, die für 2018 auf 2,1 Millionen Menschen geschätzt 

wird, sowie über die 531.000 Flüchtlinge in der Demokratischen Republik Kongo und die 

mehr als 781.000 Flüchtlinge aus der Demokratischen Republik Kongo anderswo in Afrika 

infolge der anhaltenden Feindseligkeiten, ferner die Demokratische Republik Kongo und 

alle Staaten in der Region auffordernd, mit Unterstützung des Landesteams der Vereinten 

Nationen auf ein friedliches Umfeld hinzuarbeiten, das die Verwirklichung dauerhafter Lö-

sungen für die Flüchtlinge und Binnenvertriebenen begünstigt, einschließlich ihrer letztend-

lichen freiwilligen Rückkehr und Wiedereingliederung in die Demokratische Republik 

Kongo in Sicherheit und Würde, betonend, dass jede derartige Lösung mit den einschlägigen 

Verpflichtungen nach dem Flüchtlingsvölkerrecht, dem humanitären Völkerrecht und den 

internationalen Menschenrechtsnormen im Einklang stehen soll, in Würdigung der Anstren-

gungen der humanitären Hilfsorganisationen der Vereinten Nationen, der Partner und der 

Geber zur umgehenden und koordinierten Bereitstellung von Unterstützung für die Bevöl-

kerung und mit der Aufforderung an die Mitgliedstaaten und andere internationale Partner, 

Finanzierung in größerem Umfang bereitzustellen, um den humanitären Bedürfnissen in 

dem Land dringend zu entsprechen, 

 mit dem Ausdruck seiner ernsten Besorgnis über den jüngsten Ausbruch des Ebola-

Virus in der Demokratischen Republik Kongo, von dem mehr als 1.000 Menschen betroffen 

sind und der bisher mehr als 600 Menschenleben forderte, in Würdigung dessen, dass die 

Regierung der Demokratischen Republik Kongo bei der Bekämpfung des Ausbruchs eine 

führende Rolle übernommen hat, ferner in Würdigung der Anstrengungen aller humanitären 
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Helferinnen und Helfer und Gesundheitsfachkräfte vor Ort, einschließlich der von der Welt-

gesundheitsorganisation koordinierten, namentlich durch die Umsetzung von Bereitschafts- 

und operativen Plänen sowie die Zusammenarbeit mit den Regierungen der Region und den-

jenigen, die Hilfe leisten, mit der Aufforderung an diese Stellen, den Informationsaustausch 

und die Koordinierung zu verstärken, und unter Begrüßung der von der MONUSCO bereit-

gestellten Unterstützung, 

 unter Hinweis auf alle seine einschlägigen Resolutionen über den Schutz des humani-

tären Personals und des Sanitätspersonals, namentlich die Resolutionen 2439 (2018) und 

2286 (2016), ferner mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über die zunehmende Behinderung 

des humanitären Zugangs im Osten der Demokratischen Republik Kongo aufgrund der Un-

sicherheit und der Gewalt, in dieser Hinsicht unter Verurteilung der wiederholten Angriffe 

auf humanitäre Akteure und Güter, insbesondere auch der auf humanitäre Helferinnen und 

Helfer und Sanitätspersonal, die den Ebola-Ausbruch bekämpfen, geführten Angriffe, die 

ihre Tätigkeit gefährden, mit der Aufforderung an alle Parteien, die Unparteilichkeit, Unab-

hängigkeit und Neutralität der humanitären Akteure zu achten, und unter Hervorhebung der 

Notwendigkeit des sicheren und ungehinderten Zugangs für humanitäre Akteure, 

 unter Hinweis auf alle seine einschlägigen Resolutionen über Frauen und Frieden und 

Sicherheit, über Jugend und Frieden und Sicherheit, über Kinder und bewaffnete Konflikte 

und über den Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten sowie unter Hinweis auf 

die am 7. August 2018 von der Arbeitsgruppe des Sicherheitsrats für Kinder und bewaffnete 

Konflikte angenommenen Schlussfolgerungen betreffend Kinder und bewaffnete Konflikte 

in der Demokratischen Republik Kongo (S/AC.51/2018/2), die sich auf die an den bewaff-

neten Konflikten in der Demokratischen Republik Kongo beteiligten Parteien beziehen, und 

unter Begrüßung der diesbezüglichen Anstrengungen der Regierung der Demokratischen 

Republik Kongo, ferner unter Begrüßung der Anstrengungen der Regierung der Demokra-

tischen Republik Kongo zur Durchführung der Resolution 1325 (2000) und zur Umsetzung 

des Nationalen Aktionsplans ermutigend, 

 unter Begrüßung der Fortschritte der Regierung der Demokratischen Republik Kongo, 

einschließlich der Beraterin des Präsidenten für sexuelle Gewalt und die Einziehung von 

Kindern, in Zusammenarbeit mit der Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für Kinder 

und bewaffnete Konflikte, der Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für sexuelle Gewalt 

in Konflikten und der MONUSCO die Aktionspläne zur Verhütung und Beendigung der 

Einziehung und des Einsatzes von Kindern und der sexuellen Gewalt durch die Streitkräfte 

der Demokratischen Republik Kongo umzusetzen und die Straflosigkeit für sexuelle Gewalt 

in Konflikten, einschließlich der durch Angehörige der Streitkräfte und der Kongolesischen 

Nationalpolizei begangenen sexuellen Gewalt, zu bekämpfen, wie der Generalsekretär in 

seinem Bericht S/2018/250 hervorhob, ferner unter Begrüßung der von den Kinderschutz-

beraterinnen und -beratern der MONUSCO und dem in der Demokratischen Republik 

Kongo tätigen Landesteam der Vereinten Nationen geleisteten Arbeit zur Verhütung und 

Beseitigung der an Kindern begangenen Rechtsverletzungen und Missbrauchshandlungen, 

einschließlich der Einziehung und des Einsatzes von Kindern in bewaffneten Konflikten, 

daran erinnernd, dass derartige Rechtsverletzungen Sanktionen nach Ziffer 7 d) der Resolu-

tion 2293 (2016) zur Folge haben können, und ferner mit der Aufforderung an alle Akteure, 

zur Rehabilitation und Wiedereingliederung der früher mit bewaffneten Konflikten assozi-

ierten Kinder beizutragen, 

 unter Begrüßung der Anstrengungen, die die MONUSCO und die internationalen 

Partner unternehmen, um kongolesische Sicherheitsinstitutionen in Fragen der Menschen-

rechte, des humanitären Völkerrechts, der systematischen Berücksichtigung der Geschlech-

terperspektive, des Kinderschutzes und des Schutzes vor sexueller und geschlechtsspezifi-

scher Gewalt zu schulen, und unterstreichend, wie wichtig diese Anstrengungen sind, 
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 in Anerkennung der Wichtigkeit von Vertrauensbildung, Moderation, Vermittlung und 

Einbindung der lokalen Bevölkerung und der Notwendigkeit, dass die MONUSCO, sofern 

angezeigt und nach Möglichkeit auch weiterhin prüft, wie sie mittels dieser Methoden ihre 

Fähigkeit verbessern kann, den Schutz, die Informationsbeschaffung und das Situationsbe-

wusstsein der Mission zu unterstützen und ihre mandatsmäßigen Aufgaben, einschließlich 

des Schutzes von Zivilpersonen, zu erfüllen, 

 begrüßend, dass der Generalsekretär entschlossen ist, seine Nulltoleranzpolitik gegen-

über sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch streng anzuwenden, von den ver-

schiedenen Maßnahmen zur Bekämpfung von sexueller Ausbeutung und sexuellem Miss-

brauch Kenntnis nehmend, die die MONUSCO und die truppen- und polizeistellenden Län-

der ergriffen haben und die zu einem Rückgang der gemeldeten Fälle geführt haben, jedoch 

noch immer mit dem Ausdruck seiner ernsten Besorgnis über die Vorwürfe, wonach Frie-

denssicherungskräfte und Zivilpersonal in der Demokratischen Republik Kongo sexuelle 

Ausbeutung und sexuellen Missbrauch begangen haben sollen, hervorhebend, dass für eine 

sichere und leichte Meldung solcher Vorfälle, auch durch Personal der MONUSCO, und 

eine gebührende Verifizierung gesorgt werden muss, betonend, dass es dringend erforder-

lich ist, dass die truppen- und polizeistellenden Länder und gegebenenfalls die MONUSCO 

diese Behauptungen umgehend auf glaubwürdige und transparente Weise untersuchen und 

dass die für derartige Straftaten oder Verfehlungen Verantwortlichen zur Rechenschaft ge-

zogen werden, und ferner betonend, dass Ausbeutung und Missbrauch dieser Art verhütet 

und die Art und Weise, wie derartigen Vorwürfen nachgegangen wird, verbessert werden 

müssen, im Einklang mit Resolution 2272 (2016), 

 mit der erneuten Aufforderung an alle Parteien, mit der MONUSCO uneingeschränkt 

zusammenzuarbeiten und sich weiter dafür einzusetzen, dass die Mission ihr Mandat voll-

ständig und objektiv erfüllen kann, unter erneuter Verurteilung aller Angriffe auf Friedens-

sicherungskräfte und betonend, dass die für diese Angriffe Verantwortlichen zur Rechen-

schaft gezogen werden müssen, 

 unterstreichend, dass die Aktivitäten der MONUSCO so durchgeführt werden sollen, 

dass der Frieden gefestigt und aufrechterhalten und Fortschritte in Richtung auf dauerhaften 

Frieden und nachhaltige Entwicklung erzielt werden, um die von in- wie ausländischen be-

waffneten Gruppen ausgehenden Bedrohungen auf ein Maß zu senken, das von den Sicher-

heitskräften der Demokratischen Republik Kongo bewältigt werden kann, und dass Fort-

schritte im Kampf gegen die Straflosigkeit unverzichtbar dafür sind, dass die Sicherheits-

kräfte nicht länger als eine Bedrohung für die Zivilbevölkerung wahrgenommen werden, 

betonend, dass das Landesteam der Vereinten Nationen einbezogen werden muss, und in 

dieser Hinsicht betonend, wie wichtig gemeinsame Analysen und eine wirksame strategi-

sche Planung mit dem Landesteam der Vereinten Nationen sind, 

 die Zusage der kongolesischen Behörden begrüßend, dass sie eng mit der MONUSCO 

zusammenarbeiten und eine Umgliederung der Mission unterstützen werden, die der Sicher-

heitsrat unter Berücksichtigung der strategischen Überprüfung gemäß Ziffer 45 vorzuneh-

men gedenkt, 

 feststellend, dass die Situation in der Demokratischen Republik Kongo nach wie vor 

eine Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit in der Region darstellt, 

 tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen, 

Politische Lage und Wahlprozess 

 1. würdigt das kongolesische Volk für sein Verhalten während der Präsident-

schafts-, landesweiten und Provinzwahlen, die zum ersten friedlichen Machtübergang zwi-

schen Staatsoberhäuptern in der Geschichte der Demokratischen Republik Kongo führten, 

https://undocs.org/ot/S/RES/2272(2016)
https://undocs.org/ot/S/RES/2272(2016)


 
S/RES/2463 (2019) 

 

7/20 19-05330 

 

ferner unter Begrüßung der wichtigen Rolle der nationalen sowie der regionalen Be-

obachtermissionen der Entwicklungsgemeinschaft des südlichen Afrika, der Internationalen 

Konferenz über die Region der Großen Seen und der Afrikanischen Union, wiederholt sei-

nen Aufruf an alle kongolesischen Akteure, auf die Erhaltung der noch nicht gefestigten 

Fortschritte auf dem Weg zu Frieden und Stabilität in der Demokratischen Republik Kongo 

hinzuarbeiten, und ruft ferner dazu auf, nach nationaler Einheit zu streben, Vertrauen auf-

zubauen und den Frieden zu konsolidieren, insbesondere durch einen inklusiven politischen 

Dialog zwischen allen Beteiligten, 

 2. fordert die Behörden der Demokratischen Republik Kongo auf, mit Unterstüt-

zung der MONUSCO auf die Stabilisierung und den Aufbau der Kapazitäten der staatlichen 

Institutionen hinzuarbeiten, um die Rechte aller Kongolesinnen und Kongolesen zu gewähr-

leisten und ihren Bedürfnissen zu entsprechen, fordert ferner alle politischen Interessenträ-

ger auf, während der Vorbereitungen für die Abhaltung von Kommunalwahlen im Einklang 

mit der Verfassung und dem Wahlgesetz auf ein Klima des Friedens, der Transparenz, der 

Inklusion und der Glaubhaftigkeit hinzuwirken; 

 3. ersucht den Generalsekretär und fordert die Regionalorganisationen auf, unter 

anderem mittels ihrer Guten Dienste politische Unterstützung für die Stärkung der staatli-

chen Institutionen in der Demokratischen Republik Kongo und die Wiederherstellung des 

Vertrauens zwischen den verschiedenen Parteien bereitzustellen, um den Frieden und die 

Sicherheit zu festigen, die tieferen Ursachen von Konflikten in Schwerpunktbereichen an-

zugehen sowie einen breiten nationalen Konsens zu den wichtigsten Reformen in den Be-

reichen Regierungsführung und Sicherheit, Bekämpfung der illegalen Ausbeutung natürli-

cher Ressourcen und Unterstützung der laufenden Wahlprozesse entsprechend den nationa-

len Prioritäten der Regierung der Demokratischen Republik Kongo zu fördern; 

Menschenrechte 

 4. verurteilt erneut die im Osten der Demokratischen Republik Kongo und in der 

Region Kasaï beobachtete Gewalt, verurteilt mit Nachdruck die vom 16. bis 18. Dezember 

2018 im Gebiet Yumbi begangene Gewalt, die nach Berichten des Gemeinsamen Menschen-

rechtsbüros der Vereinten Nationen teils Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen 

kann, weist ferner erneut darauf hin, wie wichtig und dringend rasche und transparente Un-

tersuchungen der Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und der Menschenrechtsver-

letzungen und -übergriffe, einschließlich sexueller Gewalt, in diesen Regionen sind, und 

erklärt ferner erneut seine Absicht, die Fortschritte der Ermittlungen in Bezug auf diese 

Rechtsverletzungen und Übergriffe genau zu verfolgen, um alle Verantwortlichen vor Ge-

richt zu stellen und zur Rechenschaft zu ziehen, und erwartet mit Interesse die Ergebnisse 

dieser Ermittlungen, begrüßt die diesbezüglichen Zusagen der Behörden der Demokrati-

schen Republik Kongo, begrüßt ferner die Kooperation der Regierung der Demokratischen 

Republik Kongo mit dem Team internationaler Sachverständiger zur Situation in der Region 

Kasaï gemäß dem Mandat des Menschenrechtsrats in seiner Resolution 35/33, ersucht die 

Regierung der Demokratischen Republik Kongo, alle in dem Bericht des Teams internatio-

naler Sachverständiger abgegebenen Empfehlungen umzusetzen und mit dem aus zwei 

Sachverständigen auf dem Gebiet der internationalen Menschenrechtsnormen bestehenden 

Team zu kooperieren, das mit der Überwachung, Evaluierung und Unterstützung der Um-

setzung dieser Empfehlungen durch die Demokratische Republik Kongo und der Berichter-

stattung darüber beauftragt ist, begrüßt ferner die anhaltende Zusammenarbeit der Regie-

rung der Demokratischen Republik Kongo mit dem von den Vereinten Nationen wie verein-

bart entsandten Team, das den kongolesischen Behörden bei den Ermittlungen zum Tod der 

beiden Sachverständigen der Vereinten Nationen im März 2017 behilflich sein soll, und for-

dert sie auf, sicherzustellen, dass alle Täter vor Gericht gestellt und zur Rechenschaft gezo-

gen werden; 

https://undocs.org/ot/A/RES/35/33
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 5. fordert die Regierung der Demokratischen Republik Kongo nachdrücklich auf, 

diejenigen zur Rechenschaft zu ziehen, die für Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht 

beziehungsweise Menschenrechtsverletzungen und -übergriffe verantwortlich sind, insbe-

sondere jene, die möglicherweise Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlich-

keit darstellen, und unterstreicht sowohl die regionale Zusammenarbeit als auch die Zusam-

menarbeit der Demokratischen Republik Kongo mit dem Internationalen Strafgerichtshof, 

nachdem die Demokratische Republik Kongo 2004 die Situation in dem Land dem Gerichts-

hof unterbreitet hatte, und die Zusammenarbeit mit dem Afrikanischen Gerichtshof für Men-

schenrechte und Rechte der Völker; 

 6. bekundet erneut seine Besorgnis über die Zunahme der für 2018 gemeldeten 

Menschenrechtsverletzungen durch staatliche Bevollmächtigte, begrüßt in dieser Hinsicht, 

dass Präsident Tshisekedi beschlossen hat, die Sicherheits- und Polizeikräfte für Menschen-

rechtsverletzungen zur Rechenschaft zu ziehen, politische Gefangene freizulassen und irre-

guläre Hafteinrichtungen zu schließen, und zugesagt hat, dafür zu sorgen, dass die Regie-

rung der Demokratischen Republik Kongo die Menschenrechte und Grundfreiheiten achtet, 

sowie Menschenrechtsverletzungen seitens staatlicher Bevollmächtigter zu untersuchen, 

fordert die rasche Umsetzung dieser Beschlüsse und Zusagen, fordert ferner die kongolesi-

schen Behörden auf, die strafrechtliche Verfolgung der Verantwortlichen für die Verbrechen 

sicherzustellen, die Menschenrechtsverletzungen und -übergriffe darstellen und im Zusam-

menhang mit den Wahlen begangen wurden, beklagt die im Zuge verschiedener Vorfälle 

verzeichneten Todesopfer, Verletzten und Festnahmen, verurteilt jede unverhältnismäßige 

Gewaltanwendung, begrüßt die von den kongolesischen Behörden vorgenommenen Unter-

suchungen jeder unverhältnismäßigen Gewaltanwendung durch Sicherheitskräfte gegenüber 

friedlichen Demonstrantinnen und Demonstranten und fordert die kongolesischen Behörden 

auf, sicherzustellen, dass die für diese Handlungen Verantwortlichen rasch vor Gericht ge-

stellt werden, und unterstreicht, wie wichtig die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit ist; 

 7. verurteilt nachdrücklich die von allen Parteien in der Demokratischen Republik 

Kongo begangene sexuelle Gewalt in Konflikten, begrüßt die Anstrengungen der Regierung 

der Demokratischen Republik Kongo, sexuelle Gewalt in Konflikten zu bekämpfen und zu 

verhindern, insbesondere die Fortschritte, die im Kampf gegen die Straflosigkeit durch die 

Festnahme, strafrechtliche Verfolgung und Verurteilung der Täter aus den Reihen der Streit-

kräfte der Demokratischen Republik Kongo und der Kongolesischen Nationalpolizei erzielt 

wurden, fordert die Regierung der Demokratischen Republik Kongo nachdrücklich auf, ihre 

Anstrengungen zur Bekämpfung der Straflosigkeit für sexuelle Gewalt in Konflikten, ein-

schließlich der von Angehörigen aller Dienstgrade der Streitkräfte und der Nationalpolizei 

begangenen sexuellen Gewalt, weiter zu verstärken und den Überlebenden, den Opfern und 

den Zeuginnen und Zeugen alle erforderlichen Dienste und jeden notwendigen Schutz be-

reitzustellen, fordert die Regierung der Demokratischen Republik Kongo ferner auf, die Er-

mittlungen in Bezug auf Vorwürfe der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs 

durch Angehörige der Streitkräfte unter Zugrundelegung der Nulltoleranzpolitik abzuschlie-

ßen und die Verantwortlichen gegebenenfalls strafrechtlich zu verfolgen, und legt der Re-

gierung ferner nahe, alles zu tun, um die psychologische und medizinische Unterstützung 

der Opfer von sexueller Gewalt in Konflikten zu unterstützen, um ihnen die Rückkehr in ein 

normales Leben zu erleichtern, und den Überlebenden alle erforderlichen Dienste, ein-

schließlich rechtlicher Art, sowie Schutz zu bieten; 

 8. ermutigt die Regierung der Demokratischen Republik Kongo zur vollständigen 

Durchführung ihrer Nationalen Strategie und des während der nationalen Konferenz vom 

11. bis 13. Oktober 2016 in Kinshasa verabschiedeten Fahrplans zur Evaluierung der Um-

setzung des am 30. März 2013 in Kinshasa angenommenen Gemeinsamen Kommuniqués 

der Regierung der Demokratischen Republik Kongo und der Vereinten Nationen zur Be-

kämpfung sexueller Gewalt in Konflikten; 
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 9. begrüßt die Fortschritte, die die Regierung der Demokratischen Republik Kongo 

dabei erzielt hat, die Fortschritte in Bezug auf den Aktionsplan zur Verhütung und Beendi-

gung der Einziehung und des Einsatzes von Kindern zu konsolidieren, seine Umsetzung zu 

beschleunigen, alle erforderlichen Schritte zu unternehmen, um Rechtsverletzungen und 

Missbrauchshandlungen an Kindern zu beenden und zu verhüten, und zu gewährleisten, dass 

Kinder nicht aufgrund ihrer mutmaßlichen Verbindung zu bewaffneten Gruppen in Haft ge-

nommen werden und dass sie entsprechend den 2013 vom Verteidigungsministerium und 

dem Nationalen Nachrichtendienst herausgegebenen Richtlinien an Kinderschutzakteure 

übergeben werden, und fordert die Regierung der Demokratischen Republik Kongo zur 

Fortsetzung ihrer Anstrengungen auf; 

Bewaffnete Gruppen 

 10. verurteilt nachdrücklich alle in der Demokratischen Republik Kongo operieren-

den bewaffneten Gruppen und ihre Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht sowie das 

sonstige anwendbare Völkerrecht und Verletzungen der Menschenrechte, insbesondere An-

griffe auf die Zivilbevölkerung, Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetes Perso-

nal und humanitäre Akteure, Sanitätspersonal und medizinische Einrichtungen, summari-

sche Hinrichtungen, sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt und die Einziehung und 

den Einsatz von Kindern, die Entführung von Kindern und humanitärem Personal und An-

griffe auf Schulen und Krankenhäuser unter Verstoß gegen das anwendbare Völkerrecht, 

und wiederholt, dass die Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen werden müssen; 

 11. verlangt, dass alle bewaffneten Gruppen sofort alle Formen von Gewalt, ein-

schließlich Rechtsverletzungen und Missbrauchshandlungen an Kindern, die Benutzung von 

Zivilpersonen als menschliche Schutzschilde und andere destabilisierende Aktivitäten, die 

illegale Ausbeutung natürlicher Ressourcen und den illegalen Handel damit einstellen, ver-

langt ferner, dass ihre Mitglieder diese Gruppen sofort und auf Dauer auflösen, ihre Waffen 

niederlegen, der Gewalt abschwören und die Kinder in ihren Reihen freilassen, und erinnert 

in dieser Hinsicht an seine Resolution 2424 (2018), mit der er das mit seiner Resolution 

1807 (2008) verhängte Sanktionsregime verlängerte; 

 12. begrüßt die Repatriierung der entwaffneten Kombattanten der Demokratischen 

Kräfte zur Befreiung Ruandas und einiger ehemaliger Kombattanten der M23, fordert die 

Unterzeichnerstaaten des Rahmenabkommens auf, die Wiedereingliederung der aus den La-

gern in Kisangani, Walungu und Kanyabayonga repatriierten ehemaligen Kombattanten der 

Demokratischen Kräfte zur Befreiung Ruandas und ihrer Angehörigen weiterzuverfolgen 

und regelmäßig aktuelle Informationen zu ihrer Wiedereingliederung bereitzustellen und die 

Repatriierung der verbleibenden ehemaligen Kombattanten der M23 sowie anderer Kom-

battanten, die eine freiwillige Rückkehr in ihr Herkunftsland anstreben, ohne Vorbedingun-

gen so schnell wie möglich abzuschließen; 

 13. fordert die Regierungen in der Region nachdrücklich auf, mit Unterstützung der 

Garanten des Rahmenabkommens ihre Zusammenarbeit zur angemessenen und ganzheitli-

chen Bewältigung der von allen verbleibenden ausländischen bewaffneten Gruppen in der 

Demokratischen Republik Kongo und den illegalen Strömen von Waffen in der Region aus-

gehenden Bedrohung zu verstärken, ermutigt sie, eine transparente und rechtmäßige Bewirt-

schaftung der natürlichen Ressourcen zu fördern, unter anderem durch die Festlegung von 

Zielen für Staatseinnahmen zugunsten der Entwicklungsfinanzierung, tragfähige Regulie-

rungs- und Zollrahmen und Sorgfaltsmaßnahmen zur Förderung verantwortungsvoller Lie-

ferketten für Minerale, und verweist in dieser Hinsicht auf seine Resolutionen 2457 (2019) 

und 2389 (2017); 

 14. fordert gemeinsame Einsätze der Streitkräfte der Demokratischen Republik 

Kongo und der MONUSCO, die eine gemeinsame Planung und taktische Zusammenarbeit 

https://undocs.org/ot/S/RES/2424(2018)
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umfassen, im Einklang mit dem Mandat der MONUSCO und den Richtlinien der Vereinten 

Nationen für menschenrechtliche Sorgfaltspflicht bei der Unterstützung der Vereinten Na-

tionen für nicht zu den Vereinten Nationen gehörende Sicherheitskräfte, um sicherzustellen, 

dass alle Möglichkeiten zur Neutralisierung der bewaffneten Gruppen ausgeschöpft werden, 

und unterstreicht, dass die Einsätze unter strenger Einhaltung des geltenden Völkerrechts, 

einschließlich des humanitären Völkerrechts und der internationalen Menschenrechtsnor-

men, durchgeführt werden müssen; 

 15. fordert die Regierung der Demokratischen Republik Kongo auf, im Einklang 

mit dem Völkerrecht, einschließlich des anwendbaren humanitären Völkerrechts und der 

anwendbaren internationalen Menschenrechtsnormen, in Abstimmung mit der MONUSCO 

und mit ihrer Unterstützung, im Einklang mit ihrem Mandat, weitere militärische Aktionen 

durchzuführen und nichtmilitärische Ansätze zu verstärken, darunter maßgeschneiderte In-

itiativen zur Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung, um der Bedrohung, 

die von den im Osten der Demokratischen Republik Kongo operierenden in- und ausländi-

schen bewaffneten Gruppen ausgeht, ein Ende zu setzen, und fordert ferner die Regierung 

der Demokratischen Republik Kongo und die anderen Unterzeichner auf, die Bestimmungen 

des Rahmenabkommens, die sich auf die tieferen Ursachen von Konflikten beziehen, um-

zusetzen, um dem wiederkehrenden Kreislauf der Gewalt ein Ende zu setzen; 

 16. begrüßt, dass sich alle Unterzeichnerstaaten des Rahmenabkommens erneut zur 

vollständigen Durchführung des Abkommens verpflichtet haben, erklärt erneut, dass das 

Rahmenabkommen auch weiterhin ein unverzichtbarer Mechanismus zur Herbeiführung 

dauerhaften Friedens und dauerhafter Stabilität in der Demokratischen Republik Kongo und 

der Region ist, und betont in dieser Hinsicht, wie wichtig es ist, dass die Unterzeichnerstaa-

ten ihre im Rahmenabkommen eingegangenen nationalen und regionalen Verpflichtungen 

vollständig umsetzen, wozu auch gehört, sich nicht in die inneren Angelegenheiten der 

Nachbarländer einzumischen, Hilfe oder Unterstützung jeglicher Art für bewaffnete Grup-

pen weder zu dulden noch zu gewähren und Personen, die der Begehung von Kriegsverbre-

chen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder Völkermordhandlungen beschuldigt wer-

den, weder Zuflucht noch Schutz zu gewähren; 

 17. begrüßt die ersten Maßnahmen, die Präsident Tshisekedi ergriffen hat, um die 

Sicherheitssektorreform voranzubringen, befürwortet weitere diesbezügliche Maßnahmen, 

fordert die Regierung der Demokratischen Republik Kongo, die die Hauptverantwortung für 

die Wahrung der Souveränität und territorialen Unversehrtheit des Landes trägt, auf, weitere 

bedeutsame Fortschritte bei der Umsetzung ihrer Verpflichtungen nach dem Rahmenabkom-

men zu erzielen, insbesondere was die Konsolidierung der staatlichen Autorität, die Aus-

söhnung, die Toleranz und die Demokratie betrifft, und uneingeschränkt an ihrer Entschlos-

senheit zum Schutz der Zivilbevölkerung festzuhalten, indem sie rasch professionelle, re-

chenschaftspflichtige und tragfähige Sicherheitskräfte aufstellt, eine rechenschaftspflichtige 

kongolesische Zivilverwaltung einsetzt, insbesondere Polizei, Richterschaft, Strafvollzug 

und eine Gebietsverwaltung, die Rechtsstaatlichkeit festigt und die Menschenrechte fördert 

und schützt; 

 18. fordert die Regierung der Demokratischen Republik Kongo auf, weitere Schritte 

zu unternehmen, um insbesondere ihrer innerstaatlichen Verpflichtung zur Reform des Si-

cherheitssektors nachzukommen, ihr nationales Konzept für Entwaffnung, Demobilisierung 

und Wiedereingliederung erneut anzupassen und dabei zu gewährleisten, dass Rechen-

schaftspflicht und der Schutz der Rechte des Kindes fester Bestandteil dieser Prozesse sind, 

und stellt mit Besorgnis fest, dass auf diesen für die Stabilisierung der Demokratischen Re-

publik Kongo wesentlichen Gebieten bisher nur begrenzte Fortschritte erzielt wurden; 

 19. ermutigt die Regierung der Demokratischen Republik Kongo, in Bezug auf Ent-

waffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung eine strategische Abkehr von stati-
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schen Demobilisierungsstrukturen hin zu einem flexibleren Ansatz einzuleiten, um wirksam 

Kombattanten anzuziehen, die zur Demobilisierung im Rahmen maßgeschneiderter Ent-

waffnungs-, Demobilisierungs- und Wiedereingliederungsinitiativen und zum Übergang in 

ein friedliches Zivilleben mit zukunftsfähigen wirtschaftlichen Alternativen und Chancen 

bereit sind, legt ferner der Regierung und den internationalen Partnern nahe, ausreichende 

Ressourcen für ihre Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wiedereingliederungsinitiativen 

zu veranschlagen, und ist sich bewusst, dass das Fehlen eines glaubwürdigen Entwaffnungs-, 

Demobilisierungs- und Wiedereingliederungsprozesses, der auf die derzeit herrschende Dy-

namik der bewaffneten Gruppen eingestellt ist, bewaffnete Elemente am Niederlegen der 

Waffen hindert; 

 20. fordert anhaltende nationale Anstrengungen zur Bekämpfung der Bedrohung, 

die von dem unerlaubten Transfer, der destabilisierenden Anhäufung und dem Missbrauch 

von Kleinwaffen und leichten Waffen ausgeht, unter anderem durch die Gewährleistung der 

sicheren und wirksamen Verwaltung, Lagerung und Sicherung der Waffen- und Munitions-

bestände, gegebenenfalls mit fortlaufender Unterstützung durch die MONUSCO und im 

Rahmen der vorhandenen Ressourcen; 

Mandat der MONUSCO 

 21. beschließt, das Mandat der MONUSCO in der Demokratischen Republik Kongo, 

einschließlich ihrer Interventionsbrigade, ausnahmsweise und ohne einen Präzedenzfall zu 

schaffen oder dass dadurch die einvernehmlichen Grundsätze der Friedenssicherung berührt 

werden, bis zum 20. Dezember 2019 zu verlängern, und bekundet seine Absicht, das Mandat 

der MONUSCO im Anschluss an die Veröffentlichung der strategischen Überprüfung nach 

Ziffer 45 durch den Generalsekretär weiter anzupassen; 

 22. beschließt, dass die MONUSCO eine genehmigte Truppenstärke von bis zu 

16.215 Soldatinnen und Soldaten, 660 Militärbeobachterinnen und -beobachtern und Stabs-

offizierinnen und -offizieren, 391 Polizeikräften und 1.050 Mitgliedern organisierter Poli-

zeieinheiten umfassen wird; 

 23. beschließt, dass die strategischen Prioritäten der MONUSCO zu den folgenden 

Zielen beizutragen haben: 

 a) Schutz von Zivilpersonen, wie in Ziffer 29 i) beschrieben; 

 b) Unterstützung der Stabilisierung und Stärkung der staatlichen Institutionen in 

der Demokratischen Republik Kongo und der wichtigsten Reformen der staatlichen Struk-

turen und der Sicherheitsstrukturen, wie in Ziffer 29 ii) beschrieben; 

 24. betont, dass die MONUSCO ihr Mandat nach Maßgabe der in den Ziffern 29 

bis 40 festgelegten vorrangigen Aufgaben durchführen soll, ersucht ferner den Generalsek-

retär, bei dem Einsatz der Mission dieser Priorisierung Rechnung zu tragen und die Haus-

haltsmittel auf eine Weise einzusetzen, die der in dieser Resolution dargelegten Priorisie-

rung der mandatsmäßigen Aufgaben entspricht, und gleichzeitig dafür zu sorgen, dass an-

gemessene Ressourcen für die Durchführung des Mandats vorhanden sind, bekräftigt in die-

ser Hinsicht, dass bei Beschlüssen über den Einsatz der vorhandenen Kapazitäten und Res-

sourcen dem Schutz von Zivilpersonen Vorrang eingeräumt werden muss, und begrüßt in 

dieser Hinsicht, dass die MONUSCO einen umfassenden Ansatz zum Schutz von Zivilper-

sonen anwendet, insbesondere mittels eines missionsweiten Ansatzes unter ziviler Führung, 

der auch den Einsatz integrierter mobiler Überwachungsteams umfasst; 

 25. stellt fest, dass die Aktivitäten der verschiedenen bewaffneten Gruppen und die 

von Milizen ausgehende Gewalt unterschiedlich sowie intern und extern motiviert sind und 

dass es für diese Probleme keine rein militärische Lösung gibt, unterstreicht, wie wichtig 



S/RES/2463 (2019) 
 

 

19-05330 12/20 

 

vertiefte politische Analysen und Konfliktanalysen als Grundlage für eine mit allen Kom-

ponenten der MONUSCO abgestimmte, umfassende militärische und zivile Antwort auf 

diese Bedrohungen sind, einschließlich durch die Sammlung, die Analyse und den Aus-

tausch von Informationen auf geeigneter Ebene und mit der Regierung der Demokratischen 

Republik Kongo über die kriminellen Netze, die diese bewaffneten Gruppen unterstützen, 

und durch die Unterstützung der Behörden der Demokratischen Republik Kongo dabei, die 

für Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht oder Menschenrechtsverletzungen und 

-übergriffe Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen, und unterstreicht ferner, dass die 

bewaffneten Gruppen mit auf sie zugeschnittenen Maßnahmen bekämpft werden müssen; 

 26. stellt fest, dass die Beseitigung der von bewaffneten Gruppen ausgehenden Be-

drohung einen integrierten und regionalen Ansatz und ein starkes politisches Engagement 

seitens der Regierung der Demokratischen Republik Kongo und der Regierungen in der Re-

gion mit Unterstützung durch die MONUSCO und den Sondergesandten für die Region der 

Großen Seen erfordern wird, und unterstreicht die Notwendigkeit der Koordinierung und 

Zusammenarbeit zwischen der Regierung der Demokratischen Republik Kongo und anderen 

nationalen Behörden, Institutionen der Vereinten Nationen, zivilgesellschaftlichen Organi-

sationen und Entwicklungsakteuren, um Frieden zu schaffen und aufrechtzuerhalten, die Si-

cherheitslage zu verbessern und bei der Wiederherstellung der staatlichen Autorität behilf-

lich zu sein; 

 27. legt der MONUSCO eindringlich nahe, in Zusammenarbeit mit dem Büro des 

Sondergesandten für die Region der Großen Seen auf politische Lösungen hinzuwirken, um 

den grenzüberschreitenden Strömen von bewaffneten Kombattanten, Rüstungsgütern und 

Konfliktmineralen, die den Frieden und die Stabilität in der Demokratischen Republik 

Kongo bedrohen, Einhalt zu gebieten, indem sie ihre Strategien abstimmen und Informatio-

nen austauschen; 

 28. ermächtigt die MONUSCO, in Verfolgung ihrer mandatsmäßigen Aufgaben alle 

erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung ihres Mandats zu ergreifen, und ersucht den 

Generalsekretär, den Sicherheitsrat unverzüglich zu informieren, sollte die MONUSCO dies 

nicht tun; 

 29. beschließt, dass das Mandat der MONUSCO die folgenden vorrangigen Aufga-

ben umfasst, wobei zu berücksichtigen ist, dass diese sowie die in Ziffer 30 genannten Auf-

gaben einander verstärken und dass alle Aufgaben der MONUSCO so durchzuführen sind, 

dass sie die Menschenrechte und Grundfreiheiten achten: 

i) Schutz von Zivilpersonen 

 a) im Benehmen mit den lokalen Gemeinschaften durch einen umfassenden Ansatz 

den wirksamen, dynamischen und integrierten Schutz von Zivilpersonen zu gewährleisten, 

denen körperliche Gewalt, insbesondere Gewalt, die von den an dem Konflikt beteiligten 

Parteien ausgeht, Ausbrüche von Gewalt zwischen rivalisierenden ethnischen oder religiö-

sen Gruppen oder Gemeinschaften in identifizierten Gebieten sowie Gewalt im Zusammen-

hang mit den Wahlen, droht, und namentlich zu diesem Zweck alle bewaffneten Gruppen 

und lokalen Milizen daran zu hindern und davon abzuschrecken und abzuhalten, an der Be-

völkerung Gewalt zu verüben, sowie lokale Vermittlungsbemühungen aufzunehmen und zu 

unterstützen, um eine Eskalation der Gewalt zu verhindern, und dabei besondere Aufmerk-

samkeit auf die in Vertriebenen- und Flüchtlingslagern versammelten Zivilpersonen, fried-

liche Demonstrantinnen und Demonstranten, humanitäres Personal und Menschenrechtsver-

teidigerinnen und -verteidiger zu richten, im Einklang mit den Grundprinzipien der Frie-

denssicherung, und vor, während und nach jedem Militäreinsatz die Gefahren für Zivilper-

sonen zu mindern; 
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 b) in Zusammenarbeit mit der Regierung der Demokratischen Republik Kongo und 

dem humanitären Personal Bedrohungen für Zivilpersonen zu ermitteln, bestehende Präven-

tions- und Reaktionspläne umzusetzen und die zivil-militärische Zusammenarbeit zu stär-

ken, einschließlich durch gemeinsame Planung, um sicherzustellen, dass Zivilpersonen vor 

Menschenrechtsübergriffen und -verletzungen sowie vor Verstößen gegen das humanitäre 

Völkerrecht, einschließlich aller Formen der sexuellen und geschlechtsspezifischen Gewalt 

und Rechtsverletzungen und Missbrauchshandlungen an Kindern und Menschen mit Behin-

derungen, geschützt sind, und ersucht die MONUSCO, die Regelungen für die Überwa-

chung, Analyse und Berichterstattung betreffend sexuelle Gewalt in Konflikten beschleunigt 

und koordiniert umzusetzen und die Wirksamkeit des Überwachungs- und Berichterstat-

tungsmechanismus für Kinder und bewaffnete Konflikte weiter zu gewährleisten; 

 c) ihre Kontakte zu Zivilpersonen zu verstärken, unter anderem auch über die Sol-

datinnen und Soldaten, um ihr Mandat und ihre Tätigkeiten besser bekannt zu machen und 

das Verständnis dafür zu erhöhen, ihren Frühwarnmechanismus zu stärken und verstärkte 

Anstrengungen zur Beobachtung und Dokumentierung von Verstößen gegen das humanitäre 

Völkerrecht und von Menschenrechtsverletzungen und -übergriffen zu unternehmen, die lo-

kalen Gemeinschaften weiter und verstärkt einzubinden und zur Selbstbestimmung zu befä-

higen sowie den Schutz von Zivilpersonen durch Frühwarnung und rasche Maßnahmen, ge-

gebenenfalls auch Prävention, und die Gewährleistung der Mobilität der Mission zu stärken; 

 d) bewaffnete Gruppen durch die Interventionsbrigade unter dem direkten Befehl 

des Kommandeurs der MONUSCO zu neutralisieren, zur Unterstützung der Behörden der 

Demokratischen Republik Kongo, auf der Grundlage der Sammlung und Analyse von In-

formationen und unter voller Berücksichtigung der Notwendigkeit, Zivilpersonen zu schüt-

zen und Gefahren vor, während und nach jedem Militäreinsatz zu mindern, durch die Inter-

ventionsbrigade mit Unterstützung der gesamten MONUSCO gezielte Offensiveinsätze in 

der Demokratischen Republik Kongo auszuführen, entweder einseitig oder gemeinsam mit 

den Streitkräften der Demokratischen Republik Kongo, auf robuste, hochmobile und viel-

seitige Weise und unter strenger Einhaltung des Völkerrechts, einschließlich des humanitä-

ren Völkerrechts, und im Einklang mit den auf Personen, die gefangengenommen wurden 

oder sich ergeben haben, anwendbaren ständigen Dienstanweisungen und den Richtlinien 

der Vereinten Nationen für menschenrechtliche Sorgfaltspflicht die Expansion aller bewaff-

neten Gruppen zu verhüten und diese Gruppen zu neutralisieren und zu entwaffnen, um zu 

dem Ziel beizutragen, die von bewaffneten Gruppen ausgehende Bedrohung für die staatli-

che Autorität und die Sicherheit von Zivilpersonen in der Demokratischen Republik Kongo 

zu mindern und Raum für Stabilisierungsmaßnahmen zu schaffen, und durch die gesamte 

Truppenkomponente der MONUSCO den wirksamen Schutz der Zivilbevölkerung zu ge-

währleisten, einschließlich in Unterstützung der von der Interventionsbrigade durchgeführ-

ten Einsätze zur Neutralisierung bewaffneter Gruppen und der Einsätze in Gebieten, in de-

nen bewaffnete Gruppen neutralisiert wurden; 

 e) der Regierung der Demokratischen Republik Kongo Gute Dienste, Rat und Hilfe 

zu leisten, damit sie die Verhütung, Abschwächung und Beilegung von Konflikten zwischen 

Bevölkerungsgruppen erleichtern kann, unter anderem durch Vermittlung und Einbeziehung 

der lokalen Gemeinschaften, und sicherzustellen, dass das Vorgehen gegen bewaffnete 

Gruppen durch die Zivil- und die Polizeikomponente als Teil einer konsolidierten Planung 

unterstützt wird, die einen umfassenden Rahmen für die Stabilisierungsmaßnahmen in den 

einzelnen Gebieten darstellt; 

 f) mit den Behörden der Demokratischen Republik Kongo dabei zusammenzuar-

beiten, gegen alle diejenigen, die mutmaßlich für Völkermord, Kriegsverbrechen und Ver-

brechen gegen die Menschlichkeit sowie Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und 

Menschenrechtsverletzungen oder -übergriffe in dem Land verantwortlich sind, unter Nut-



S/RES/2463 (2019) 
 

 

19-05330 14/20 

 

zung der Kapazitäten und des Sachverstands der Polizei der Vereinten Nationen, der Unter-

stützungszelle der Vereinten Nationen für die Strafverfolgung, des Gemeinsamen Men-

schenrechtsbüros der Vereinten Nationen und anderer Justizkomponenten der MONUSCO 

zu ermitteln und sie strafrechtlich zu verfolgen, einschließlich durch die Zusammenarbeit 

mit den Staaten in der Region und dem Internationalen Strafgerichtshof, im Anschluss an 

die Entscheidung des Anklägers des Strafgerichtshofs im Juni 2004, entsprechend dem Er-

suchen der Regierung der Demokratischen Republik Kongo Ermittlungen zu den seit 2002 

im Kontext des bewaffneten Konflikts in der Demokratischen Republik Kongo mutmaßlich 

begangenen Verbrechen aufzunehmen; 

 g) der Regierung der Demokratischen Republik Kongo Gute Dienste, Rat und Un-

terstützung dabei zu leisten, die Menschenrechte, insbesondere die bürgerlichen und politi-

schen Rechte, zu fördern und die Straflosigkeit zu bekämpfen, namentlich durch die Umset-

zung der Nulltoleranzpolitik der Regierung in Bezug auf Disziplinarvergehen, Verletzungen 

der Menschenrechte und Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht, die von Elementen 

des Sicherheitssektors begangen wurden, und auf lokaler Ebene Vermittlungsbemühungen 

zu unternehmen und zu erleichtern, um auf einen dauerhaften Frieden hinzuwirken; 

ii) Unterstützung der Stabilisierung und Stärkung der staatlichen Institutionen in 

der Demokratischen Republik Kongo und der wichtigsten Reformen der staatlichen 

Strukturen und der Sicherheitsstrukturen 

 a) technische und politische Unterstützung zu leisten, unter anderem durch Gute 

Dienste und Kontakte zu Gesprächspartnern aus dem gesamten politischen Spektrum, ein-

schließlich der Regierung, der Oppositionsparteien, lokaler Behörden und der Zivilgesell-

schaft, in Abstimmung mit regionalen und internationalen Partnern, mit dem Ziel, Aussöh-

nung, Demokratisierung und Inklusion voranzubringen und die Aussöhnung zwischen den 

Bevölkerungsgruppen zu fördern, unter anderem durch die Veranstaltung lokaler Dialoge 

über die Sicherheit in den Gemeinwesen, mit dem Ziel, die tieferen Ursachen des Konflikts 

auszuräumen; 

 b) im Rahmen eines zielgerichteten, abgestuften, abgestimmten und auf eine aktu-

elle Konfliktanalyse gestützten Stabilisierungsansatzes eine Koordinierungsrolle zwischen 

der Regierung der Demokratischen Republik Kongo, den internationalen Partnern und den 

Organisationen der Vereinten Nationen wahrzunehmen und zu diesem Zweck die Internatio-

nale Strategie zur Unterstützung von Sicherheit und Stabilisierung umzusetzen und über die 

gesamte Mission hinweg ein auf den Konflikt eingehendes Konzept anzuwenden, um funk-

tionsfähige, professionelle und rechenschaftspflichtige staatliche Institutionen, einschließ-

lich Sicherheits- und Justizinstitutionen, einzurichten, und in dieser Hinsicht Fachwissen, 

Beratung und Ausbildung für die kongolesischen Sicherheitskräfte bereitzustellen, um ihre 

Kapazitäten insbesondere durch Schulung in Menschenrechtsfragen und durch die weitere 

Umsetzung der von der Polizei der MONUSCO entwickelten Integrierten operativen Stra-

tegie zur Bekämpfung der Unsicherheit unter Einhaltung der Richtlinien für menschenrecht-

liche Sorgfaltspflicht auszubauen; 

 c) Menschenrechtsverletzungen und -übergriffe und Verstöße gegen das humani-

täre Völkerrecht zu beobachten, dem Sicherheitsrat unverzüglich zu melden und weiter zu 

verfolgen, über Beschränkungen des politischen Handlungsspielraums und über Gewalt, 

einschließlich im Zusammenhang mit den Wahlen, Bericht zu erstatten und das System der 

Vereinten Nationen in dem Land zu unterstützen, um zu gewährleisten, dass jede von den 

Vereinten Nationen bereitgestellte Unterstützung mit dem humanitären Völkerrecht, den in-

ternationalen Menschenrechtsnormen und dem Flüchtlingsvölkerrecht, soweit anwendbar, 

vereinbar ist; 
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 d) der Regierung der Demokratischen Republik Kongo technische Hilfe bei der 

Konsolidierung einer wirksamen nationalen zivilen Struktur zu leisten, durch die die wich-

tigsten Bergbautätigkeiten kontrolliert und die Gewinnung und der Transport natürlicher 

Ressourcen sowie der Handel damit im Osten der Demokratischen Republik Kongo in aus-

gewogener Weise gesteuert werden; 

iii) Schutz der Vereinten Nationen 

 den Schutz des Personals, der Einrichtungen, der Anlagen und der Ausrüstung der 

Vereinten Nationen sowie die Sicherheit und Bewegungsfreiheit des Personals der Verein-

ten Nationen und des beigeordneten Personals zu gewährleisten; 

 30. ermächtigt die MONUSCO ferner, die folgenden Aufgaben auf gestraffte und 

abgestufte Weise und in Unterstützung der vorstehend genannten strategischen Prioritäten 

auszuführen: 

i) Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung 

 a) der Regierung der Demokratischen Republik Kongo in enger Zusammenarbeit 

mit anderen internationalen Partnern Gute Dienste, Rat und Hilfe bei der Entwaffnung, De-

mobilisierung und Wiedereingliederung kongolesischer Kombattanten zu leisten, die nicht 

verdächtigt werden, Völkermord, Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

oder Menschenrechtsverletzungen begangen zu haben, damit sie wieder in ein friedliches 

ziviles Leben eingegliedert werden, entsprechend einem Konzept zur Minderung der Gewalt 

in den Gemeinwesen mit gemeinwesengestützten Sicherheits- und Stabilisierungsmaßnah-

men und einem flexiblen Entwaffnungs- und Demobilisierungsansatz, die im Rahmen der 

Internationalen Strategie zur Unterstützung von Sicherheit und Stabilisierung koordiniert 

werden, wobei den Bedürfnissen von früher mit Streitkräften und bewaffneten Gruppen ver-

bundenen Kindern besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist; 

 b) die Behörden der Demokratischen Republik Kongo bei der Entsorgung der Waf-

fen und Munition entwaffneter kongolesischer und ausländischer Kombattanten gemäß Re-

solution 2424 (2018) sowie gemäß den anwendbaren internationalen Rüstungskontrollver-

trägen, darunter das Protokoll von Nairobi, dessen Unterzeichnerstaat die Demokratische 

Republik Kongo ist, und das Übereinkommen von Kinshasa, zu beraten und zu unterstützen; 

 c) den Prozess der Entwaffnung, Demobilisierung, Repatriierung, Neuansiedlung 

und Wiedereingliederung ausländischer Kombattanten, die nicht verdächtigt werden, Völ-

kermord, Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder Menschenrechts-

verletzungen begangen zu haben, zu unterstützen, damit diese und ihre Angehörigen in ein 

friedliches ziviles Leben in ihrem Herkunftsland oder einem aufnahmebereiten Drittland zu-

rückgeführt und wieder eingegliedert werden, wobei den Bedürfnissen von früher mit Streit-

kräften und bewaffneten Gruppen verbundenen Kindern besondere Aufmerksamkeit zu wid-

men ist; 

 d) mit der Regierung der Demokratischen Republik Kongo bei der raschen und 

energischen Umsetzung des Aktionsplans zur Verhütung und Beendigung der Einziehung 

und des Einsatzes von Kindern und der sexuellen Gewalt durch die Streitkräfte der Demo-

kratischen Republik Kongo weiter zusammenzuarbeiten und den Dialog mit allen auf der 

Liste aufgeführten Parteien fortzusetzen, um weitere Zusagen zu erhalten, und auf die Auf-

stellung und Umsetzung von Aktionsplänen zur Verhütung und Beendigung der Rechtsver-

letzungen und Missbrauchshandlungen an Kindern hinzuarbeiten; 

ii) Reform des Sicherheitssektors 

 mit der Regierung der Demokratischen Republik Kongo daran zu arbeiten, 

https://undocs.org/ot/S/RES/2424(2018)
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 a) die Polizei zu reformieren und dabei unter anderem den Ausschuss für die Poli-

zeireform (Comité de réforme de la police) zu unterstützen und sich für die Einrichtung des 

Generalsekretariats für Sicherheit und öffentliche Ordnung (Secrétariat Général à la sécurité 

et à l’ordre public) einzusetzen, das die Sicherheitsinstitutionen mit Strafverfolgungsmandat 

koordinieren wird; 

 b) zu einer inklusiven Sicherheitssektorreform zu ermutigen, die Sicherheit, 

Rechtsdurchsetzung und Gerechtigkeit für alle, einschließlich Frauen, Kindern und Men-

schen in prekären Situationen, bietet, und die Übernahme nationaler Eigenverantwortung 

für die Sicherheitssektorreform durch die Regierung der Demokratischen Republik Kongo 

zu beschleunigen, namentlich durch die Ausarbeitung einer gemeinsamen nationalen Vision, 

die sich in einer nationalen Sicherheitspolitik niederschlägt, sowie eines klaren und umfas-

senden Fahrplans für die Durchführung der Sicherheitssektorreform samt Fortschrittskrite-

rien und Fristen, sowie eine führende Rolle bei der Koordinierung der von internationalen 

und bilateralen Partnern und dem System der Vereinten Nationen bereitgestellten Unterstüt-

zung für die Sicherheitssektorreform wahrzunehmen; 

 c) unter Einhaltung der Richtlinien der Vereinten Nationen für menschenrechtliche 

Sorgfaltspflicht die Armee zu reformieren, um deren Rechenschaftspflicht, Effizienz, Ei-

genständigkeit und Wirksamkeit zu erhöhen und deren Ausbildung und Überprüfung zu ver-

bessern, wobei festzustellen ist, dass jede von den Vereinten Nationen bereitgestellte Unter-

stützung, einschließlich in Form von Verpflegung und Treibstoff, ausschließlich gemeinsa-

men Einsätzen dienen, gemeinsam geplant und durchgeführt werden und einer angemesse-

nen Aufsicht und Prüfung unterliegen soll; sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, soll 

die Unterstützung ausgesetzt werden; 

 d) alle in dem Nationalen Justizreformplan und dem Schlussbericht der General-

konferenz über die Justiz (États généraux de la Justice) enthaltenen geeigneten Empfehlun-

gen zur Reform des Justiz- und Strafvollzugssektors umzusetzen, namentlich im Hinblick 

auf den Kampf gegen die Straflosigkeit für Völkermord, Kriegsverbrechen und Verbrechen 

gegen die Menschlichkeit, mit dem Ziel, unabhängige, rechenschaftspflichtige und funk-

tionsfähige Justiz- und Sicherheitsinstitutionen aufzubauen; 

iii) Sanktionsregime 

 die Durchführung des in Ziffer 1 der Resolution 2293 (2016) beschriebenen Waffen-

embargos in Zusammenarbeit mit der Sachverständigengruppe nach Resolution 1533 (2004) 

zu überwachen und insbesondere die Ströme von Militärpersonal, Rüstungsgütern und sons-

tigem Wehrmaterial über die Ostgrenze der Demokratischen Republik Kongo hinweg zu 

beobachten und darüber Bericht zu erstatten, unter anderem unter Nutzung der in dem 

Schreiben des Rates vom 22. Januar 2013 (S/2013/44) genannten Überwachungskapazitäten 

von unbemannten Flugsystemen, sowie Rüstungsgüter und sonstiges Wehrmaterial, die un-

ter Verstoß gegen die mit Ziffer 1 der Resolution 2293 (2016) verhängten Maßnahmen in 

die Demokratische Republik Kongo verbracht wurden, zu beschlagnahmen, einzusammeln, 

zu verzeichnen und zu entsorgen und sachdienliche Informationen mit der Sachverständi-

gengruppe auszutauschen; 

Kinderschutz 

 31. ersucht die MONUSCO, in ihrem gesamten Mandat dem Kinderschutz als Quer-

schnittsthema umfassend Rechnung zu tragen und der Regierung der Demokratischen Re-

publik Kongo dabei behilflich zu sein, sicherzustellen, dass dem Schutz der Rechte der Kin-

der Rechnung getragen wird, unter anderem in den Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und 

Wiedereingliederungsprozessen, bei der Reform des Sicherheitssektors sowie bei Interven-

tionen, die zu einer Trennung der Kinder von den bewaffneten Gruppen führen, um den Rechts-

https://undocs.org/ot/S/RES/2293(2016)
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verletzungen und Missbrauchshandlungen an Kindern ein Ende zu setzen und sie zu verhin-

dern, und erkennt an, dass den bei der MONUSCO als eigenständige Kapazität eingesetzten 

Beratungsfachkräften der Vereinten Nationen für Kinderschutz in dieser Hinsicht eine un-

verzichtbare Rolle zukommt; 

Geschlechterfragen, sexuelle Gewalt, sexuelle Ausbeutung und sexueller Missbrauch 

 32. ersucht die MONUSCO, in ihrem gesamten Mandat geschlechtsspezifischen 

Gesichtspunkten als Querschnittsthema umfassend Rechnung zu tragen und der Regierung 

der Demokratischen Republik Kongo und anderen maßgeblichen Interessenträgern dabei 

behilflich zu sein, die gleichgestellte und sinnvolle Teilhabe und die volle Einbindung und 

Vertretung von Frauen auf allen Ebenen bei der Wahrung und Förderung von Frieden und 

Sicherheit, einschließlich bei der Durchführung von Wahlen, dem Schutz der Zivilbevölke-

rung und der Unterstützung von Stabilisierungsmaßnahmen, zu gewährleisten, unter ande-

rem durch die Bereitstellung von Gleichstellungs- und Frauenschutzberaterinnern und -be-

ratern und Koordinierungsstellen auf Amtssitz- wie auf Feldebene und durch die Mitwir-

kung von Vertreterinnen zivilgesellschaftlicher Organisationen an der Verhütung und Bei-

legung von Konflikten, und ersucht ferner um erweiterte Berichterstattung der MONUSCO 

über diese Frage an den Rat; 

 33. anerkennt die unverzichtbare Rolle der bei der MONUSCO eingesetzten Frau-

enschutzberaterinnen und -berater der Vereinten Nationen, wenn es darum geht, die Regie-

rung der Demokratischen Republik Kongo bei der Wahrnehmung ihrer Verpflichtungen zur 

Bekämpfung sexueller Gewalt in Konflikten zu unterstützen, und fordert die MONUSCO 

auf, ihre weitere enge Zusammenarbeit mit der Regierung der Demokratischen Republik 

Kongo auf strategischer wie operativer Ebene zu gewährleisten; 

 34. ersucht die MONUSCO, sicherzustellen, dass jegliche Unterstützung, die den 

nationalen Sicherheitskräften bereitgestellt wird, in strikter Einhaltung der Richtlinien der 

Vereinten Nationen für menschenrechtliche Sorgfaltspflicht erfolgt, und fordert die Regie-

rung der Demokratischen Republik Kongo auf, in Zusammenarbeit mit der MONUSCO die 

Beförderung von Mitgliedern der Sicherheitsdienste der Demokratischen Republik Kongo, 

die sich keine Menschenrechtsverletzungen haben zuschulden kommen lassen, zu unterstüt-

zen; 

 35. verweist auf die Erklärung seines Präsidenten S/PRST/2015/22 und seine Reso-

lution 2272 (2016), erinnert erneut daran, dass es dringend und zwingend geboten ist, alle 

diejenigen, die Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht sowie sexuelle Ausbeutung und 

sexuellen Missbrauch begangen haben, zur Rechenschaft zu ziehen, ersucht den General-

sekretär, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass das gesamte 

Personal der MONUSCO die Nulltoleranzpolitik der Vereinten Nationen gegenüber sexuel-

ler Ausbeutung und sexuellem Missbrauch uneingeschränkt einhält, und den Rat im Rahmen 

seiner Berichte an den Rat über die diesbezüglichen Fortschritte der Mission vollständig 

unterrichtet zu halten, und fordert die truppen- und polizeistellenden Länder nachdrücklich 

auf, auch weiterhin angemessene Präventivmaßnahmen, darunter die Überprüfung des ge-

samten Personals und ein einsatzvorbereitendes und -begleitendes Sensibilisierungstraining, 

zu ergreifen und durch rasche Untersuchung der Vorwürfe gegebenenfalls durch die trup-

pen- und polizeistellenden Länder und die MONUSCO sicherzustellen, dass ihr an solchen 

Handlungen beteiligtes Personal voll zur Rechenschaft gezogen wird; 

Humanitärer Zugang 

 36. verlangt, dass alle Parteien den vollen, sicheren, sofortigen und ungehinderten 

Zugang des humanitären Personals und humanitärer Ausrüstungs- und Hilfsgüter sowie die 

rechtzeitige Bereitstellung humanitärer Hilfe an bedürftige Bevölkerungsgruppen, insbeson-
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dere an Binnenvertriebene, im gesamten Hoheitsgebiet der Demokratischen Republik 

Kongo gestatten und erleichtern, unter Achtung der Leitgrundsätze der Vereinten Nationen 

für die humanitäre Hilfe, namentlich Menschlichkeit, Unparteilichkeit, Neutralität und Un-

abhängigkeit, und der einschlägigen Bestimmungen des Völkerrechts; 

 37. fordert die MONUSCO auf, ihre Zusammenarbeit mit humanitären Akteuren zu 

verstärken und ihre Koordinierungsmechanismen mit humanitären Hilfsorganisationen zu 

straffen, um den Informationsaustausch über Schutzrisiken für die Bevölkerung sicherzu-

stellen; 

 38. betont, wie wichtig es ist, die internationale Unterstützung und das internatio-

nale Engagement in Form von finanzieller und technischer Hilfe und Sachleistungen auf-

rechtzuerhalten, um dem Ebola-Ausbruch erfolgreich ein Ende zu bereiten, ersucht alle zu-

ständigen Stellen des Systems der Vereinten Nationen, ihre Arbeit zur Bekämpfung des 

Ebola-Ausbruchs fortzusetzen, und stellt fest, dass der MONUSCO in dieser Hinsicht eine 

wichtige positive Rolle zukommt; 

 39. fordert alle Mitgliedstaaten auf, großzügig zu den humanitären Appellen der 

Vereinten Nationen für die Demokratische Republik Kongo und die Region beizutragen, 

damit die humanitären Organisationen der Vereinten Nationen und andere internationale 

Organisationen voll finanziert und in der Lage sind, dem Schutz- und Hilfebedarf der Bin-

nenvertriebenen, der Überlebenden sexueller Gewalt und sonstiger verwundbarer Gemein-

schaften gerecht zu werden; 

Unterstützung für die Sachverständigengruppe 

 40. bekundet der Sachverständigengruppe der Vereinten Nationen nach Resolution 

1533 (2004) seine volle Unterstützung, fordert alle Staaten, insbesondere diejenigen in der 

Region, die MONUSCO und die Sachverständigengruppe zu verstärkter Zusammenarbeit 

auf, befürwortet den zeitnahen Informationsaustausch zwischen der MONUSCO und der 

Sachverständigengruppe, ermutigt ferner alle Parteien und alle Staaten, sicherzustellen, dass 

ihrer Hoheitsgewalt oder Kontrolle unterstehende Personen und Einrichtungen mit der Sach-

verständigengruppe zusammenarbeiten, und verlangt erneut, dass alle Parteien und alle 

Staaten die Sicherheit der Mitglieder der Gruppe und ihres Unterstützungspersonals sowie 

den ungehinderten und sofortigen Zugang gewährleisten, insbesondere zu Personen, Doku-

menten und Orten, bei denen die Sachverständigengruppe dies zur Erfüllung ihres Mandats 

für sachdienlich erachtet; 

Wirksamkeit der Mission 

 41. erinnert an die Bestimmungen in den Ziffern 47 bis 52 der Resolution 2409 

(2018), begrüßt die Initiativen des Generalsekretärs, in der Friedenssicherung der Vereinten 

Nationen eine Kultur der Leistung zum Standard zu machen, bekräftigt seine in Ziffer 1 der 

Resolution 2436 (2018) zum Ausdruck gebrachte Unterstützung für die Ausarbeitung eines 

umfassenden und integrierten leistungsbezogenen Grundsatzrahmens, der klare Leistungs-

standards für die Evaluierung aller zivilen und uniformierten Kräfte der Vereinten Nationen 

benennt, die in Friedenssicherungseinsätzen tätig sind und diese unterstützen, eine wirksame 

und vollständige Erfüllung von Mandaten gewährleistet und umfassende und objektive, auf 

klaren und wohldefinierten Zielgrößen beruhende Methoden beinhaltet, um Rechenschaft 

für ungenügende Leistung und Anreize und Anerkennung für herausragende Leistung zu 

gewährleisten, und fordert den Generalsekretär auf, diesen Grundsatzrahmen, wie in Reso-

lution 2436 (2018) beschrieben, auf die MONUSCO anzuwenden; 

 42. ersucht die MONUSCO, die Umweltauswirkungen der bei der Erfüllung ihrer 

mandatsmäßigen Aufgaben durchgeführten Einsätze zu berücksichtigen und in diesem Zusam-
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menhang diese Auswirkungen im Einklang mit den anwendbaren und einschlägigen Reso-

lutionen der Generalversammlung und Vorschriften und Regeln der Vereinten Nationen auf 

geeignete Weise unter Kontrolle zu halten; 

 43. ersucht den Generalsekretär, eine Nulltoleranzpolitik in Bezug auf schwere Ver-

fehlungen, sexuelle Ausbeutung und sexuellen Missbrauch, Betrug, Korruption und den il-

legalen Handel mit natürlichen Ressourcen und Wildtieren und -pflanzen umzusetzen, unter 

anderem durch die volle Nutzung der bestehenden Befugnisse der Sonderbeauftragten des 

Generalsekretärs, die Rechenschaftspflicht des Personals der Mission zu gewährleisten, und 

durch wirksame Regelungen zur Missionsunterstützung; 

Strategische Überprüfung und Ausstiegsstrategie 

 44. unterstreicht, dass die Aufgaben der MONUSCO schrittweise auf die Regierung 

der Demokratischen Republik Kongo, das Landesteam der Vereinten Nationen und andere 

maßgebliche Interessenträger übertragen werden müssen, um einen verantwortungsvollen 

und bestandfähigen Ausstieg der MONUSCO zu ermöglichen, auf der Grundlage positiver 

Entwicklungen der Situation vor Ort und auf eine Weise, die zu nachhaltigen Fortschritten 

bei der Stabilisierung der Demokratischen Republik Kongo, bei der Konsolidierung der 

staatlichen Autorität und bei der Verringerung der von bewaffneten Gruppen ausgehenden 

Bedrohung beiträgt; 

 45. ersucht den Generalsekretär in dieser Hinsicht, im Einklang mit der bewährten 

Praxis eine unabhängige strategische Überprüfung der MONUSCO vorzunehmen und dem 

Sicherheitsrat spätestens am 20. Oktober 2019 vorzulegen, in der die fortbestehenden Her-

ausforderungen für den Frieden und die Sicherheit in der Demokratischen Republik Kongo 

bewertet werden und in der eine abgestufte, fortschreitende und umfassende Ausstiegsstra-

tegie formuliert wird, die Folgendes beinhaltet: 

 i) eine im Benehmen mit der Regierung der Demokratischen Republik Kongo, 

Einrichtungen der Vereinten Nationen, Mitgliedstaaten, Regionalorganisationen und 

unabhängigen Sachverständigen erarbeitete Bewertung der weiteren Relevanz aller 

mandatsmäßigen Aufgaben und Prioritäten und der damit verbundenen Ressourcen; 

 ii) im Benehmen mit der Regierung der Demokratischen Republik Kongo, den Ein-

richtungen der Vereinten Nationen, Mitgliedstaaten, Regionalorganisationen und un-

abhängigen Sachverständigen erarbeitete Empfehlungen für realistische, relevante und 

klar messbare Fortschrittskriterien und Indikatoren samt einem vorläufigen Zeitplan 

für die Umsetzung mit dem Schwerpunkt auf dem Aufbau der Kapazitäten der Regie-

rung der Demokratischen Republik Kongo und des Landesteams der Vereinten Natio-

nen, um sie zur Übernahme von zuvor von der MONUSCO wahrgenommenen Aufga-

ben zu befähigen; 

 iii) Optionen für die Anpassung der künftigen Konfiguration der Zivil-, Polizei- und 

Militärkomponente der MONUSCO, unter anderem durch die Verringerung der Trup-

penstärke und des Zivilpersonals der MONUSCO entsprechend ihren Prioritäten wäh-

rend der Umsetzung der Ausstiegsstrategie und entsprechend den Fortschrittskriterien 

und Indikatoren; 

Berichte des Generalsekretärs 

 46. ersucht den Generalsekretär, dem Rat alle drei Monate über die Durchführung 

des in dieser Resolution festgelegten Mandats der MONUSCO, einschließlich ihrer Inter-

ventionsbrigade, Bericht zu erstatten, namentlich über 

 i) die Situation vor Ort, einschließlich aktueller Informationen über die Einsätze 

zur Neutralisierung bewaffneter Gruppen gemäß Ziffer 29 i) d) und alle Fälle, in denen 
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die Mission ihr Mandat zum Schutz von Zivilpersonen nicht wirksam erfüllt, sowie 

über die mit diesen Fällen verbundenen Umstände, darunter, sofern angezeigt, Fälle, 

in denen Einheiten unausgesprochene nationale Vorbehalte geltend machen, keine 

wirksame Einsatzführung haben, Befehle verweigern, nicht auf Angriffe auf Zivilper-

sonen reagieren oder über unzureichende Ausrüstung verfügen; 

 ii) die Art und Weise, wie die MONUSCO Sicherheitsrisiken bewertet und ihr 

Mandat wahrnimmt, einschließlich in Bezug auf die Entsendung der Truppe in als po-

tenziell instabil eingestufte Gebiete, die Konfiguration der Zivil- und der Polizeikom-

ponente der MONUSCO und das Vorgehen gegen sexuelle Gewalt und die Auswir-

kungen des Konflikts auf Frauen und Kinder unter Verwendung aufgeschlüsselter Da-

ten sowie alle etwaigen Gleichstellungserwägungen; 

 iii) die Fortschritte der Demokratischen Republik Kongo beim Schutz der Men-

schenrechte und bei der Umsetzung ihrer Verpflichtungen nach dem Rahmenabkom-

men, einschließlich durch die Aufstellung und Umsetzung eines nationalen Fahrplans 

für die Reform des Sicherheitssektors und ihres Plans zur Stabilisierung der Provinzen, 

der sich auf die Internationale Strategie zur Unterstützung von Sicherheit und Stabili-

sierung stützt, und bei der Umsetzung der Pläne für die Entwaffnung, Demobilisierung 

und Wiedereingliederung und für die Entwaffnung, Demobilisierung, Repatriierung, 

Neuansiedlung und Wiedereingliederung; 

 iv) die Fortschritte bei der Durchführung der Maßnahmen zur Umgestaltung der 

MONUSCO und zur Steigerung ihrer Leistung, einschließlich Maßnahmen zur Ge-

währleistung der Wirksamkeit der Mission gemäß den Ziffern 41 bis 43, Schritten, um 

ungenügende Leistung zu verhindern beziehungsweise Abhilfe zu schaffen, der Wirk-

samkeit der Entsendung rasch verlegbarer Bataillone, der Auswirkungen des Einsatzes 

der Kapazitäten der Interventionsbrigade und der Anwendung des umfassenden Ansat-

zes zum Schutz von Zivilpersonen, sodass sie bei der Wahrnehmung ihres Mandats 

und der Erfüllung der damit verbundenen Anforderungen mobiler, effizienter und 

wirksamer wird, und über die Festlegung einer Ausstiegsstrategie für die MONUSCO, 

einschließlich der Interventionsbrigade; 

 v) die Risiken und ihre Auswirkungen auf die Sicherheit des Personals und der 

Einrichtungen der Vereinten Nationen infolge der möglichen militärischen Einsätze 

sowie über alle Fälle der Bedrohung von Personal der MONUSCO und über die zur 

Erhöhung seiner Sicherheit und zur Risikominderung ergriffenen Maßnahmen; 

 vi) die Leistung aller Einheiten der MONUSCO im Einklang mit der Richtlinie zur 

Gewährleistung der Einsatzbereitschaft und zur Leistungsverbesserung und der Null-

toleranzpolitik des Generalsekretärs gegenüber sexueller Gewalt und sexuellem Miss-

brauch, einschließlich über den Anteil der Kontingente der MONUSCO Bericht zu er-

statten, die den Anforderungen dieser Überprüfungen gerecht geworden sind, über den 

Stand etwaiger Abhilfemaßnahmen bei Kontingenten, die die Anforderungen nicht er-

füllt haben, und über detaillierte Pläne zum Umgang mit Kontingenten, bei denen auf 

Bestätigung des Kommandeurs Abhilfemaßnahmen nicht für geeignet befunden wer-

den; 

 47. ersucht den Generalsekretär, dem Sicherheitsrat alle sechs Monate in Abstim-

mung mit dem Sondergesandten des Generalsekretärs für die Region der Großen Seen und 

der Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für die Demokratische Republik Kongo über 

die Umsetzung der Verpflichtungen nach dem Rahmenabkommen und deren Verbindungen 

zur allgemeinen Sicherheitslage in der Region der Großen Seen Bericht zu erstatten; 

 48. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befasst zu bleiben. 


